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Bauverbot und Wohnungsnot.
Von Architekt M. J a h n ,  Dortmund.

n Nr. 26 der „Deutschen Bauzeitung“ wird 
ein Kapitel behandelt, das mit „Wohnungs- 
Bau-Förderung oder -Verhinderung!“ bezeich­
net ist. Der Verfasser beschäftigt sich er­
schöpfend mit den allgemeinen Gesichts­
punkten und den Rechtsfragen, kommt aber 

zum Schluß seiner Ausführungen, die auf die Freigabe des 
Bauverbots für Wohnlauben ausklingen, nicht zu prak­
tischen Vorschlägen. Er will nur anregen und überläßt im 
Einzelnen dem neuen Stadtbaurat für Hochbau die Lösung 
dieser ungemein wichtigen Aufgabe. Wenngleich haupt­
sächlich Berliner Verhältnisse berührt werden, so sind sie 
in unsern Großstädten, besonders in der Industriegegend, 
auch so, daß hier eine Änderung dringend not tut.

Im gToßen Ganzen kann den Ausführungen des 
Herrn Z. nur voll beigepflichtet werden. Es sei mir aber 
gestattet, zu den Gedankengängen Einiges ergänzend bei­
zutragen. Vielleicht findet sich auch eine Form, um der 
„bürokratischen“ Handhabung vorzubeugen.

Es ist richtig, daß die Baupolizeibehörde die Bau­
erlaubnis für Wohngebäude an nicht fertig gestellten 
Straßen ablehnen kann. Diese Vorschrift ist zum Bestand­
teil der Bauordnungen gemacht worden. In den meisten 
Fällen ist es aber die Gemeinde, die die Zustimmung auf 
Grund des Fluchtliniengesetzes verweigert; die Baupolizei 
ist die verfügende Behörde, deren Maßnahmen erst W ir­
kung erhalten.

Schon die Verbindung der baupolizeilichen Stellung 
mit der Berechtigung zum Ablehnen des Baugesuches be­
weist, daß hier polizeiliche Gesichtspunkte vorherrschend 
sein müssen. Und so kommen nicht allein „städtebauliche 
und finanzielle Zwecke“ in Frage (worauf sich der Ver­
fasser beschränkt), sondern in erster Linie sicherheitliche 
Forderungen. Als solche sind zu nennen: entlegene, zer­
splitterte Ansiedelung, erschwerte Zugänglichkeit bei 
Feuersgefahr, Versorgung mit Trinkwasser und Beseitigung 
der Abwässer. Der Gedanke hierbei ist, möglichst ge­
schlossene Ortschaften zu erzielen, hygienische Vorkeh­
rungen treffen zu können und die Rettung aus Feuers­
gefahr durch leichte Zugänglichkeit für die Fahrzeuge zu 
ermöglichen.

Das sind unbedingt die dem Gesetz zu Grunde liegenden 
A b s i c h t e n .  Was auch augenscheinlich ist, da das Bau­
verbot sich nicht auf andere als Wohngebäude erstreckt. 
In normalen Zeiten sind diese Forderungen durchaus be­
rechtigt. Ohne weiteres ist es aber verständlich, wenn in 
der Zeit der Not — und sei es auch „nur der Wohnungs­
not“ — mit diesen Papiergesetzen gebrochen wird, soweit 
die Verhältnisse dazu zwingen.

Zum mindesten ist abzuwägen, welche Forderungen 
am gebieterischsten auftreten und danach ist zu ent­
scheiden, was notwendig ist. Die W ohnungsnot besteht 
zweifellos, trotz der Meinung Derer, die sich im Besitze 
einer einwandfreien W ohnung befinden.

Das Fluchtlniengesetz läßt die Möglichkeit der freien 
Handhabung offen. Auch die Bauordnungen haben einheit­
lich Ausnahmen frei gelassen. Wenn nun von diesen Er­
leichterungen nach Beurteilung der jeweiligen Verhältnisse 
Gebrauch gemacht würde, könnte durch Vertrag mit dem 
Bauherrn eine Vereinbarung herbeigeführt werden, wo­
durch die öffentlich rechtlichen Interessen Geltung be­
halten. Die Hauptsorge würde hierbei die Sicherheitsfrage 
ergeben . Technisch gibt es ausreichend Mittel und Wege, 
um auch olme Kanalisation gesundheitsschädigende Ein­
wirkungen zu vermeiden, W asserversorgung und eine Zu­
gänglichkeit, sowie Feuerschutz können auf mancherlei Art 
und Weise erreicht werden. Bei einigem guten Willen läßt

sich sehr viel tun. Die größte Forderung ist heute, daß 
e i n e  B a u t ä t i g k e i t  a u s g e ü b t  w i r d  u n d  d a ß  
W o h n u n g e n  e n t s t e h e n .  Dasselbe Recht des Bau­
verbots besteht auch nach § 11 d. Fl.-Ges. für Neubauten, 
sowie Um- und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus.

In Ergänzung hierzu hat nun im Jahre 1887 der Mi­
nister für öffentliche Arbeiten bemerkt, daß diese Bestim­
mung über das Bauverbot den Zweck verfolge, die Ge­
meinden dagegen zu schützen, daß durch eine inzwischen 
vorgenommene bauliche Änderung der W ert eines ganz 
oder teilweise zu Straßenzwecken bestimmten Grund­
stückes gesteigert wird. (Vor der Prüfung durch die Polizei 
soll erst die Einwilligung der Gemeinde beigebracht 
werden.)

Hier spricht also lediglich das bereits vom Verfasser 
erwähnte f i n a n z i e l  le u n d  s t ä d t e b a u l i c h e  I n ­
t e r e s s e  der Gemeinde, — das rückwirkend auch 
die Einzelmitglieder der Gemeinde berührt. W eiter­
hin aber heißt es in dem genannten Erlaß: „Es bedarf 
hierbei keiner besonderen Hervorhebung, daß das in 
Vorstehendem geordnete Verfahren nicht dazu bestimmt 
sein kann, um u n b e r e c h t i g t e n  Ansprüchen der 
Gemeinden Vorschub zu leisten. Wenn daher die 
Polizeibehörden die pflichtgemäße Überzeugung gewin­
nen sollten, daß von den Gemeindebehörden die Ein­
willigung zur Ausführung eines Baues über die Fluchtlinie 
an Bedingungen geknüpft wird, die über das Maß des Not­
wendigen, der Gemeinde Vorteile zu verschaffen bezwecken, 
hinausg'ehen, oder daß die Einwilligung deswegen abge­
lehnt worden ist, weil der Unternehmer sich derartigen Bedin­
gungen nicht fügen will, so  h a t  d i e  P o l i z e i ­
b e h ö r d e  h i e r v o n  i h r e r  V o r g e s e t z t e n  B e ­
h ö r d e  A n z e i g e  z u  e r s t a t t e  p ,  welch* letzte Ent­
scheidung zu treffen hat, ob trotz der versagten Einwilli­
gung die Baugenehmigung zu erteilen ist.“ Das ist also 
eine ganz bedeutsame Handhabe, die der Bau-Polizei hier­
mit gegeben ist.

Das bisher gebräuchliche Verfahren ist demnach 
keineswegs richtig gewesen und erweist sich aus den an­
geführten Gründen auch nicht als sinn- und zweckgemäß.

Außer den vorstehenden Erläuterungen wird auch auf 
Grund des § 10 II 17 des Allg. L. R. die Berechtigung 
bzw. Verpflichtung der Baupolizei zur Mitwirkung bei dem 
Bauverbot ausgesprochen. Bekanntlich heißt es hier: „die 
nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem 
Publiko oder einzelnen Mitgliedern derselben bevorstehen­
den Gefahr zu treffen, ist das Amt der Polizei.“ Diese 
Vorschrift hat über das Baurecht hinaus Gültigkeit als all­
gemeines preußisches Recht und kommt in ganz Preußen 
zur Anwendung.

Die Polizei soll sich nun nicht allein präventiv ver­
halten, sondern sie soll repressiv vorgehen, was ja in diesen 
Fällen um so leichter ist, als das Objekt — der Bauherr — 
willig ist und nur der W iderstand der Gemeinde zu be­
kämpfen sein wird. Die polizeilichen Maßnahmen gegen 
die ablehnende Haltung der Gemeindevertretung — selbst­
verständlich nach Abwägung aller Gründe — werden nun 
nicht allzu scharf ausfallen, um Geltung zu erlangen. Das 
Vorgehen ist durchaus einwandfrei, wie ja  auch in anderen 
Fällen die Polizei gegen die Gemeindevertretung ein­
zuschreiten befugt ist, wenn diese in Privatangelegenheiten 
eine solche Maßnahme herausfordert.

Es ist demnach die Stellung der Polizei und der Bau­
polizei dem Magistrat bzw. der Gemeindeverwaltung über­
geordnet. Bei dem lebendigen Zusammenarbeiten der Bau­
polizei mit dem Publikum — über das rein Verwaltungs­
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mäßige hinaus — ist diese auch eher m der Lage, die 
zweckmäßigste Beurteilung der Verhältnisse sich zu ver­
schaffen. Denn das ist augenscheinlich, daß - das Bauen 
an unfertigen Straßen, soweit eine Fluchtlinie bereits be­
steht, an Bedeutung nicht dem Bauen oder Umbauen vor 
der Fluchtlinie gleichkommt. Was also mit dem obigen 
Erlaß des Ministers beabsichtigt ist, würde erst recht für 
Bauten in der Fluchtlinie — wenn schon an nicht fertig 
gestellten Straßen — gelten: erst recht in der heutigen 
ernsten Zeit.

Sinngemäß kann auch die Hinterlegung der btraßen- 
baukosten vor Ausführung des Baues unter Umständen 
als unberechtigt angesehen werden, besonders, wenn an 
den Ausbau der Straße fürs Erste nicht zu denken ist. 
Vertraglich oder durch Eintragung einer Zwangshypothek 
ist die notwendige Sicherheit für die zu stundenden Straßen­
baukosten leicht zu erlangen.

Auch bezüglich des Bauverbotes für den Umbau solcher 
Gebäude, die von der Fluchtlinie geschnitten werden, läßt 
sich ein Ausweg finden, ohne daß eine Benachteiligung 
auf einer der beiden Seiten entsteht. Durch Gebäude­
schätzung kann der W ert des Bauwerks vor dem Umbau

b e rech n e t w erden . Der umgebaute Teil und die dadurch 
v e ru rsa c h te  Substanzvermehrung und Werterhöhung ist be­
so n d ers in  Ansatz zu bringen, so daß bei der EnteioTuum 
die in zw isch en  eingetretene Überteuerung ausgeschlossen 
w erden  k an n .

Es folgt au s d ieser Betrachtung, daß die Behörden es 
sich an g e leg en  sein  la s se n  sollten, mehr zum Wohle des 
P u b lik u m s zu  sch a ffen  u n d  dafür zu sorgen, daß von der 
e in se itig  s tre n g e n  Handhabung überlebter Gesetze ab­
g e g an g en  w ird . D ie  Handhabungen und Berechtigungen 
zu einem  en tg eg en k o m m en d en  Handeln sind gegeben. Die 
B aupo lizei so llte  sich  d ie  ihr zustehende Stellung innerhalb 
d e r G em ein d ev e rw a ltu n g en  nicht nehmen lassen, weder 
d u rch  w e ltfrem d e , b ü ro k ra tisc h e  Geschäftsführung, noch 
d u rc h  d ie s tä n d ig e  V e rk en n u n g  ihrer hohen verant­
w o rtu n g sv o llen  A ufgabe.

Die V erh in d e ru n g  d e r  W o h n u n g sb a u te n  is t n ich t Schuld 
d e r B aupolizei —  die s te ts  fö rd e rn d  u n d  fürsorgend auf- 
t r i t t  —  so n d e rn  es is t  d ie  fa lsch e  H an d h ab u n g  des Bau­
v e rb o te s , bei d e ssen  M itw irk u n g  d ie  B aupolizei aus­
gesch lo ssen  w ar. H ierin  W an d e l zu schaffen , würde zum 
N u tzen  d e r A llgem einheit se in . —

Vom Bau- und Baustoffmarkt
Von Ob.-Ing. S c h ü t t ,  Sierksdorf b. Kiel.

ie wir bereits in unserem letzten Situations­
bericht hervorhoben, lagen die Hauptschwie­
rigkeiten bei den letzten Einigungsver­
handlungen in den Lohnforderungen für die 
Ungelernten und Hilfsarbeiter, während über 
die Löhne der Facharbeiter verhältnismäßig 

leichter eine Einigung erzielt werden konnte. Der ge­
schickten und geduldigen Verhandlungsführung des amt­
lichen Schlichters war es nicht zum mindesten zu danken, 
daß der mehrfach drohende endgültige Abbruch der Ver­
handlungen verhindert wurde. Vor Beendigung der Be­
sprechung, die dann eine allmähliche Annäherung der P ar­
teien ergab, wurden die Protokolle unterzeichnet, durch 
die sich die Arbeitnehmer auf Grund einer Formel ver­
pflichteten, die Arbeit am Montag, den 31. August, in vol­
lem Umfange wieder aufzunehmen. Die Arbeitgeber ihrer­
seits nahmen alle bisherigen Maßnahmen gegen die Ar­
beiter zurück, so daß mit Beginn voriger Woche die Bau­
tätigkeit im ganzen Reich wieder eingesetzt haben dürfte. 
Der Arbeitsfriede im Baugewerbe wurde auf nachstehender 
Grundlage geschlossen: Auf die im Schiedspruch von 
14. August genannten Lohnsatz^ wurden Erhöhungen ver­
einbart, die sich in den einzelnen Bezirken für Facharbeiter 
zwischen 1 und 5 Pfennigen und für Hilfsarbeiten zwischen 
2 und 4 Pfennigen für die Stunde bewegen. Zum Teil 
blieben die Sätze des Schiedsspruches unverändert. Diese 
Löhne gelten vom 31. August bis 30. November 1925. Im 
übrigen wurde der Schiedsspruch vom 14. August beider­
seits anerkannt. Nur der Reichsverband des deutschen 
Tiefbaugewerbes lehnte jede Lohnerhöhung für Tiefbau­
arbeiter ab. Für die Tiefbauarbeiter in den strittigen Ge- 

. bieten kam deshalb eine Tarifregeluüg nicht zustande. 
Komplikationen dürften jedoch hieraus nicht entstehen. 
Nach erfolgter Einigung, die durch die Arbeitgeber mit 
einem Höchstmaß von Opfern gegenüber der intransigenten 
Haltung der Arbeitnehmervertreter erkauft worden 
ist und deren Tragfähigkeit sich noch erst erweisen muß, 
wurden den Bezirksverbänden der Arbeitgeber mitgeteilt, 
daß der Aussperrungsbeschluß aufgehoben wurde. Bei 
dieser Gelegenheit sei hervorgehoben, daß sich die Landes­
und Spezialverbände des Baugewerbes mit erfreulicher 
Einmütigkeit hinter die verhandlungsführende Spitzen­
organisation gestellt haben.

Die neuen Spitzensätze der Stundenlöhne im Bezirk 
Berlin betragen für Facharbeiter 1,25 M., für Bauhilfs- 

'n Ober- und Mittelbaden für Facharbeiter 
1,12 M für Bauhilfsarbeiter 0,90 M., in Unterbaden 1,15 M 
Bauhilfsarbeiter 0,92 M., im Freistaat Sachsen Facharbeiter 
1,08 M., für Bauhilfsarbeiter 0,89 M. Hierzu kommt eine 
Verkehrszulage für Leipzig von 6, für Dresden und Chem- 
?'«c y,011/ ’ Magdeburg betragen die Spitzensätze
1.05 M für Baufacharbeiter und 0,90 M. für Hilfsarbeiter, 
ln Halle: 1,03 M. für Facharbeiter und 0,88 M. für Hilfs­
arbeiter, Mecklenburg: Facharbeiter 0,90 M., Hilfsarbeiter
n s 7 m n  \ 8elJ- Facharbeiter LOS M., Bauhilfsarbeiter 
’ M Durch diese in letzten Stunde zustande gekom­

mene Einigung wird das deutsche Baugewerbe vor der 
schwersten und plötzlichen Erschütterung bewahrt In 
welchem Umfange die neuen Lohnerhöhungen dazu bei­
ragen werden, die Baulust weiter einzudämmen, muß ab­

gewartet werden. Die Unterbrechung der Bautätigkeit in

v e rsch ied en en  T eilen  des R e ich es h a t  d azu  geführt, daß 
zah lre ich e  B au ten  in  d iesem  J a h re  n ich t m ehr fertig ge­
s te llt  w e rd en  k ö n n en , se lb s t w en n  d ie  B auarbeiten  mit 
H o ch d ru ck  n och  in  d e n  ■wenigen fü r  die d iesjährige Bau­
sa ison  v e rb le ib en d en  W och en  d u rc h g e fü h rt  w erden.

Am  B a u s t o f f m a r k t  wird die Vermeidung der Ge­
n e ra la u s sp e rru n g  u n d  die nunm e.hr zu erwartende intensivere 
A u sn u tz u n g  d e r B a u tä t ig k e it  in d e n  n äch s ten  Wochen 
a lle r  V o rau ss ich t n ach  e in e n  n a c h h a ltig e n  Eindruck aus­
üben. D ie L ag e r d e r  Z iegele ien  s in d  zwar allerorts mit 
en tsp r. V o rrä te n  g u t  v e rseh en , d o ch  d ü rf te  die gesteigerte 
N ach frag e  n am en tlich  in d en  b ish e r b e s tre ik ten  Gebieten 
zu e iner fe s te re n  H a ltu n g  des Z ieg e lm ark te s  m it anziehen­
den  P re ise n  fü h ren . In  B ay ern  sind  Mauerziegel 1. Klasse 
au f 64 M., M auerziegel 2. K la sse  au f 48 M. Biberschwänze
1. S o rte  au f 84 M., 2. S o rte  au f 67 M.. Falzziegel auf 136 
bzw. 102 M. g estieg en . A uch  d ie P re ise  für Drainröhren. 
H ohl- u n d  G ew ölbeziegel sind  e rh ö h t w o rden . In  Schlesien 
w u rd en  d ie  P re ise  fü r B ib ersch w än ze  1. S o rte  auf 73 M..
2. S o rte  au f 62 M. u n d  3. S o rte  a u f  38 M., holländische 
D ach p fan n en  1. K la sse  au f 125 M.. 2. K la sse  au f 90 M. je 
1000 e rhöh t. In  v e rsch ie d en e n  a n d e re n  B ezirken  zeigten 
d ie  M auers te in p re ise  N e ig u n g  zu r N ach g ib ig k eit, dies ist 
jedoch  in d e n  le tz te n  T ag e n  m eis t gesch w u n d en . Am Ze­
m en tm ark t ze ig t sich e rs t in d en  a lle rle tz ten  T agen  eine 
le ich te  B elebung  des A b sa tzes. Zu E nde  dieses Jahres 
lau fen  d ie  S y n d ik a ts v e r trä g e  d e r  d re i d e u tsch e n  Zement­
sy n d ik a te  ab. Z u rze it w ird  ü b e r d en  F o rtb e s ta n d  des nord­
d e u tsch e n  Z em en tv erb an d es, des rhein isch-w estfälischen 
Z em en tv e rb an d es  u n d  d e r sü d d e u tsc h en  V erk au fsste lle  in 
H eid e lb erg  v e rh an d e lt. D ie S ch w ie rig k e iten  d ieser Ver­
h a n d lu n g en  sind  zu rze it n och  au ß e ro rd e n tlich  groß. Die 
W erk e  in S ü d d e u tsc h la n d  fü rch te n  bei e iner Erneuerung 
de r sü d d e u tsc h en  V e rk au fss te lle , d a ß  sie geg en ü b er dem 
H eid e lb erg k o n zern , d e r sich  in  le tz te r  Z eit s ta rk  ausgedehnt 
h a t,  in s  H in te r tre ffe n  g e ra te n  k ö n n e n . Im  rhein isch-w est­
fä lischen  Z em en tv e rb an d  sind d ie  S ch w ie rig k e iten  deshalb 
b eso n d ers  a u sg e p rä g t, w eil d ie  b ish e rig en  V erhandlungen 
ü b e r d ie  E rn eu e ru n g  des V e rb an d es  m it d re i bedeutenden 
W erk e n  und  zw ar O b erkasse l, D iek erh o ff u n d  Schlokhoff 
e rfo lg los v e r la u fen  s ind . H ie r h a t  sich  d e r  K onzern  der 
W ik in g w erk e , dem  m ehr a ls d ie H ä lfte  d e s G esam tabsatzes 
des rh e in isch -w estfä lisch en  Z em en tv e rb an d es  zufällt, stark 
au sg ed eh n t. E in zeln e  W erk e  des V erb an d es fü rch ten  nun, 
d aß  sie bei E rn eu e ru n g en  des S y n d ik a tsab k o m m en s zu­
g u n sten  d ieses K o n zern s in ih ren  In te re ssen  benachteilig t 
w erden  k ö n n ten . Im m erh in  sch e in t h ier eine E inigung 
im L aufe  d e r  n ä ch s te n  W o ch e  doch noch erzielbar, denn 
die A u s tra g u n g  e in e s  P re isk a m p fe s  w ü rd e  h ier, w enigstens 
te ilw e ise , m it re c h t u n g le ic h en  M itte ln  e rfo lg en  müssen. 
A uch w erd en  d ie b ish e r k a r te ll ie r te n  W erk e  berücksich­
tig en  m üssen , d aß  d e r rh e in isch -w estfä lisch e  Zem entver- 
b an d  n a m e n tlich  im A u s la n d sa b sa tz  e ine  O rg an isation  ge­
schaffen  h a t, d e ren  E rfo lg e  in d e n  le tz ten  M onaten sehr 
au f d e r  H and  lag en  u n d  d e ren  w e ite re  E rre ich u n g  durch 
das N ich tzu stan d ek o m m en  e in e r V e rlän g e ru n g  des K a rte ll­
v e r tra g e s  im m er in F ra g e  g e s te llt  w erden  w ürde. Inner­
halb  des n o rd d e u tsc h e n  Z em en tv erb an d es liegen die 
Schwierigkeiten fü r e ine  V e rlän g e ru n g  des S y n d ik a ts­
vertrages in d en  e rh ö h te n  K o n tin g en tfo rd e ru n g e n  d e r  F a ­
b rik en  in Schwanebeck und  S teubn itz . D ie K onzernbe-
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wegunir innerhalb der im norddeutschen Zementverband 
befindlichen Zement industrie ist noch nicht so weit vorge­
schritten. wie in Rheinland-Westfalen und in Süddeutsch­
land. Geschlossene Gruppen bilden nur die schlesischen 
Zementfabriken, deren Interessengemeinschaft bis 1930 
festliegt. Weiter besteht noch eine kleinere Gruppe mit 
3 Fabriken, die zum Lübck- und Göschnitzkonzem gehören. 
Immerhin dürfte die Wahrscheinlichkeit daß zum L Ok­
tober eine Verkaufsfreiheit für Zement eintritt. ziemlich 
gering -ein.

Am K a l k m a r k t  ist der Absatz weiter zurückgegangen, 
es steht jedoch zu erwarten, daß er sich für Baukalk in den 
nächsten Wochen noch etwas beleben dürfte. Der Absatz 
an die Stahl- und Eisenindustrie blieb unverändert, der 
Abruf der chemischen Industrie ließ nach. Um eine Be­
lebung des Absatzes an Baukalk zu erzielen, sind Bestre­
bungen im Gange, zu Festpreisen überzugehen. Die Bau­
industrie will Abschlüsse auf dieser Grundlage aber erst

dann vornehmen, wenn eine gewisse Stabilität der Löhne 
erreicht ist. A m  B a u e i s e n m a r k t  hat sich der Träger­
absatz leicht belebt. In Stabeisen finden noch Unterbietungen 
statt. Die Preise zeigen gegenüber der Vorwoche keine 
nennenswerte Veränderung. Am H o l z m a r k t  hat die Ge­
schäftstätigkeit etwas zugenommen. Dies trifft namentlich 
auf den ostdeutschen Markt- zu. wo ein Anziehen der Preise 
festgestellt werden konnte. Dachlatten waren stärker ge­
fragt, sie wurden zu 57 bis 64 M. je «-=• franko Waggon- 
Verladestation umgesetzt. Kieferne Dielung blieb knapp 
und brachte 60 M. je ebm, 15, 18 und 30 ^  Schalung 
war nur gering angebeten, während Zwischenstärken reger 
und billiger angeboten wurden. Erstere Dimensionen no­
tierten 40 bis 43. letztere 38 bis 40 M. Mit einer festeren 
Preistendenz für die nächsten Wochen muß gerechnet 
werden. Unter Berücksichtigung dieser Veränderungen 
ergibt sich für den 30. August ein Baukostenindex 
von 1.752. —

Umsatzsteuerpflicht bei Veräußerung des Betriebes.
Von Steuersyndikus H a r r y  H e i d o r n .  Charlottenburg.

ie allgemeine wirtschaftliche Depression zwingt 
heute manchen gewerblichen Unternehmer 
zur Veräußerung seines Betriebes, sei es. 
um die gewerbliche Tätigkeit für immer auf­
zugeben. sei es, um Mittel zu gewinnen, einen
anderen oder ähnlich gearteten Betrieb an 

andererStelle einzurichten oder fortzufiihren. Die Wenigsten 
überlegen sich jedoch rechtzeitig die etwaigen steuerlichen 
Folgen, ehe sie an die Verhandlungen über den Kaufpreis 
gehen. Eine kurze Darlegung der wesentlichsten Gesichts­
punkte dürfte deshalb von Interesse sein, wobei zu be­
merken ist. daß heute nur die Frage der Umsatzsteuer 
erörtert werden solL

Am einfachsten liegt der Fall, wenn ein Geschäft im  
g a n z e n  veräußert wird und damit die gewerbliche Tätig­
keit des Inhabers überhaupt aufhört. Denn der Umsatzsteuer 
unterliegen, wie § 1 des Umsatzstenergesetzes bestimmt, 
nur diejenigen Entgelte, die i n n e r h a l b  einer gewerb­
lichen Tätigkeit vereinnahmt werden. Wenn nun ein Ge­
schäftsverkauf die gewerbliche Tätigkeit beendet, dann 
kann dieser nicht mehr i n n e r h a l b  des Tätigkeitsbe­
reiches liegen, sondern bezeichnet nur den Endpunkt der­
selben. Diesen Standpunkt hat der Reichsfinanzhof 
wiederholt vertreten, so z. B. in den beiden in Band 3,
S. 109. und Band 6. S. 53. der amtlichen Sammlung ver­
öffentlichten Entscheidungen, ferner in dem nicht ver­
öffentlichten Urteil von 3. 5. 1922 (V. A. 25-22 .

Schwieriger ist die Antwort dann, wenn nicht das ganze 
Unternehmen unverändert auf den Erwerber übergeht 
sondern nur teilweise oder nach einem Ausverkauf. Hier 
ist zunächst zu bemerken, daß in jedem Falle die Umsatz­
steuer bezahlt werden muß für diejenigen Einnahmen die 
bei einem vorherigen Ausverkauf zwecks Verkleinerung des 
zu übergebenden Warenlagers erzielt werden Ebenso 
würde der Verkauf einzelner Einrichtungsgegenstände oder 
dergleichen der Umsatzsteuer unterliegen, auch wenn diese 
Gegenstände nur ausnahmsweise verkauft werden während 
der Betrieb sonst auf den Absatz gänzlich anderer Waren 
gerichtet sein sollte. Bleibt dann trotz vorangegangener 
Einzelveräußerungen noch so viel von dem Betriebe übrig, 
daß man bezüglich des Restes noch von einem Verkauf 
im ganzen sprechen kann dann gilt- für diesen Rest das 
oben Gesagte, d. h. es tritt Steuerfreiheit e in  wenn 
mit dessen Verkaufe die gewöhnliche Tätigkeit beendet wird.

Wohl zu unterscheiden hiervon ist jedoch die L i q u f-  
d a t i o n eines Unternehmens, die sich im allgemeinen durch 
eine bruchstückweise Verwertung der vorhandenen Be­
stände kennzeichnet. Denn hier kann in den meisten Fällen 
nicht von einer Veräußerung im ganzen mehr gesprochen 
werden. Es fällt eben in den Aufgabenkreis eines in Liqui­
dation befindlichen Unternehmens, alle verwertbaren Sachen 
oier Rechte zu veräußern, und da diese planmäßige Tätig­
keit auf die Erzielung von Einnahmen gerichtet ist und 
auch die sonstigen Merkmale, an die die Umsatzsteuer­
pflicht anknüpft, vorliegen, so würden die bei der Ver­
äußerung erzielten Entgelte -innerhalb " der gewerblichen 
Tätigkeit liegen, also steuerpflichtig sein. In einem so ge­
lagerten Falle hat der Reichsfinanzhof in seinem in Band 12. 
•S. 296 veröffentlichten Urteil vom 13. 7. 1923 (V. A. 531 22) 
den allmählichen Verkauf der zum Betriebsvermögen einer 
Brauerei gehörigen Maschinen, Einrichtungsgegenstände 
und Grundstücke als innerhalb der gewerblichen Tätigkeit 
liegend erachtet und für steuerpflichtig erklärt, obwohl 
die betreffende Brauerei bereits früher ihren Betrieb einge­
stellt und somit ihre eigentliche gewerbliche Tätigkeit über­
haupt nicht mehr ausgeübt hatte.

In einem anderen nicht veröffentlichten Urteil vom 
30. 5. 1922 (V. A. 11 22j wurde eine Grundstücksgesellschaft, 
die in Liquidation getreten war, bezüglich des Erlöses 
ihres gesamten Baulandes für steuerpflichtig erklärt, ob­
wohl dieses Bauland den letzten Rest des Betriebsvermögens 
darstellte und die Gesellschaft mit der Veräußerung 
dieses Restes ihre gewerbliche Tätigkeit einstellte. Denn 
hier handelt es sich nicht um die Veräußerung eines 
Unternehmens im ganzen, vielmehr gehörte es zu der Auf­
gabe der bereits in Liquidation befindlichen Gesellschaft, 
ihren Grundbesitz loszuschlagen; der Verkauf lag somit 
innerhalb der gewerblichen Tätigkeit.

Ähnlich liegen die Verhältnisse auch in Konkursver­
fahren. Nur gilt hier der Konkursverwalter als Steuer­
pflichtiger. Ein in Band 10. Seite 348. der amtlichen 
Sammlung veröffentlichtes Urteil vom 7.11 1922 V. 
A. 400 22; behandelte den FalL daß ein Konkursverwalter 
zunächst einen Teil der Konkursmasse versilbert, den Rest 
jedoch an einen einzigen Käufer veräußert hatte. Dieser 
Rest bestand in einem Teile des Warenbestandes. Auch 
hier konnte von einer Veräußerung -im ganzen“ nicht mehr 
gesprochen werden, und die Steuerpflicht trat nicht nur für 
die zuerst erfolgte, bruchstücksweise Veräußerung, sondern 
auch für den späteren Verkauf des Warenlagers ein.

Es mag hier eingeflochten werden, daß überhaupt die 
Veräußerung einzelner Teile des Betriebsvermögens, wie 
z. B. entbehrlich gewordener Einrichtungsgegentsände oder 
dergleichen, die Steuerpflich auslöst, da derartige Hilfs­
geschäfte zur gewerblichen Betätigung eines Kaufmannes 
gehören. Man könnte sich also nicht etwa darauf berufen, 
daß nur der Verkauf der üblicherweise gehandelten Waren 
der Steuer unterläge, nicht dagegen der Verkauf eines ein­
zelnen alten Regales oder dergleichen. Man vergleiche hierzu 
das in Band 9. S. 94. veröffentlichte Urteil des Reiehsfinanz- 
hefes vom 14 3 22 ( V . A. 77 22).

Man wird also im Falle einer Veräußerung stets prüfen 
müssen, ob tasäehlich eine V e r ä u ß e r u n g  i m g a n z e n  
vorliegt. Ist dies der Fall, dann hängt die Steuerfreiheit 
noch davon ab. ob der bisherige Inhaber seine gewerbliche 
Tätigkeit überhaupt aufzugeben beabsichtigt. Setzt er sie 
an anderer Stelle fort, auch wenn es in einer ganz 
anderen Branche geschieht, dann tritt die Steuerpflieht 
dennoch ein. und für den gesammten Erlös, den er erzielt 
hat. einerlei ob für das Warenlager oder für die Einrichtung 
und Anlagen, oder als Abstand für die Aufgabe der ge­
werblichen Räume. Werden jedoch gleichzeitig Wohnräume 
freigemacht, dann pflegt der Erwerber angesichts der 
heutigen Lage am Wohnungsmarkte auch hierfür eine Ab­
standssumme zu zahlen. Es empfiehlt sich nun. solche 
Abmachungen für Privaträume nicht mit in den eigentlichen 
Verkaufsvertrag aufzunehmen: den die Veräußerung des
Wohnrechtes fällt keinesfalls in die gewerbliche Tätigkeit 
des bisherigen Betriebs- und Wohnungsinhabers: der Er­
lös hierfür wäre in jedem Faüe umsatzsteuerfrei. Wie hoch 
man nun die Abstandssumme für die Wohnräume und den 
Kaufpreis für den Betrieb wählen w ill hängt ganz von 
dem Ermessen der vertragschließenden Parteien ab. Das 
Finanzamt hat kein Beanstandungsrecht, wenn die Verträge 
nur von beiden Kontrahenten ernstlich gemeint sind.

Stellt dagegen der Verkäufer seine gewerbliche Tätig­
keit für immer oder doch f ü r  v o r l ä u f i g  n i c h t  a b ­
s e h b a r e  Z e i t  ein, d. h. beabsichtigt er diese in ab­
sehbarer Zeit n i c h t  wieder aufzunehmen dann unterliegt 
der Erlös für das Unternehmen einschließlich der mitver- 
kauften Waren und Bestände an sonstigen Gegenständen
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n ich t der U m satzsteuer. D ie U m sa tzs teu erp flich t t r i t t  auch  
n ich t e tw a  n ach träg lich  ein, w enn  e r  sp ä te r  e inm al d en n o ch  
den E ntsch luß  fassen  sollte, sich  gew erb lich  zu b e tä tig e n . 
N ur d arf d ieser E n tsch lu ß  n ich t b e re its  be i der V e rä u ß e ru n g  
v o rh an d en  gew esen sein.

Erwerber eines

für die bereite. f e s t g e e e w Ä r t S Ä e t  t a S S  Z

Bautätigkeit des Auslandes.
Bautätigkeit in Palästina. Nach den Mitteilungen dei 

Reichshauptstelle für Kultur- und W irtschaftspropaganda
E. V. nimmt die wirtschaftliche Entwicklung Palästinas 
seit einigen Monaten einen ungeahnten Aufschwung. Na­
mentlich die Bautätigkeit weist sehr _ hohe Ziffern auf. 
So wurden im Laufe des Monats Juli in Tel-Aviv, der 
Schwesterstadt Jaffas, 288 neue Bauerlaubnisse, also täg­
lich 9, erteilt, während bisher die monatliche Höchstzahl 
der Baubewilligungen 130 betragen hatte. Tel-Aviv wird 
vom 4. Oktober bis zum 11. November d. Js. eine inter­
nationale Ausstellung in größerem Stil veranstalten, an 
der führende deutsche Industriefirmen beteiligt sein wer­
den. Für die deutsche Bauindustrie bietet sich in _ P a­
lästina reiche Gelegenheit zu Hoch- und Tiefbauarbeiten. 
Auskünfte erteilt jederzeit die genannte „Reichshaupt­
stelle für Kultur- und Wirtschaftspropaganda E. V. Berlin, 
Kronprinzenufer 19“. —

Patentw esen.
Internationaler gewerblicher Rechtsschutz. D e u t s c h ­

l a n d :  Der Beitritt des Deutschen Reiches zum Madrider 
Abkommen betreffend die Unterdrückung falscher Her­
kunftsangaben auf Waren ist am 29. April 1925 der 
Schweizerischen Regierung angezeigt und mit dem 
12, Juni 1925 wirksam geworden.

Die Deutsche Verkehrsausstellung in München 1925, 
die Allgemeine Mustermesse in Leipzig vom 30. 8. 25 bis
5. 9. 25, die Technische Messe nebst Baumesse in Leipzig 
vom 30. 8. bis 9. 9. 25 und die Ausstellung des Vereins 
Deutscher Werkzeugmaschinenfabriken, Leipzig, vom 
17. 8. bis 19. 9. 25 fallen unter das Gesetz vom 18. 3. 1904 
betreffend den Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen auf einer Ausstellung.

F r a n k r e i c h :  Es verlautet, daß auf Vorstellungen 
der französischen Industrie für Patente das Vorprüfungs­
system eingeführt werden soll.

H o l l a n d :  Bisher war es nicht statthaft, eine Haupt­
patentanmeldung in eine Zusatzanmeldung umzuwandeln. 
Nach einer Entscheidung des holländischen Patentamtes 
vom 30. Dezember 1924 ist dieser Standpunkt aufgegeben 
worden. Patentanmeldungen können nunmehr im Laufe 
des Prüfungsverfahren in Zusatzanmeldungen umgewandelt 
werden.

I r l a n d :  Im Parlament des Irischen Freitaates liegt 
z. Zt. ein Gesetzentwurf betreffend gewerblichen Rechts­
schutz zur Beratung vor.

P o r t u g a l :  Die Einfuhr von ausländischen Waren 
mit gesetzlich unzulässigen Fabrik- oder Handelsmarken 
ist verboten.

S p a n i e n :  Kgl. Dekret vom 17. Mai 1925. Bei
Pnontätsanmeldungen werden jetzt Prioritätsbelege ver­
langt. Die Unterlagen für die spanische Anmeldung müssen 
genau dem Prioritätsbelege entsprechen. Diese Belege 
werden n°Ch Monate nach der Anraeldung eingereicht

_ Patente, die unter Beanspruchung einer Auslands- 
pnontat angemeldet wurden, beginnen mit dem Prioritäts­
tage 1 ur Gebührenzahlungen ist der Tag der Ausstellung 
der Urkunde maßgebend. Die dreijährige Frist zur Er­
bringung des Ausübungsnachweises endet an dem vor dem 
läge der Ausfertigung der Urkunde liegenden Tage

U r u g u a y  : Dekret vom 17. April 1925. Im Ausland 
ansässige Personen, die m Uruguay eine Erfindung zum
PntPnt T i ! 6!* ’ , l  sie 111 lhrem Heimatsland keinPatent erhalten haben, müssen eine Erklärung ihrer
S S S ” i «  " L D “ “ ‘* k » d * »  R e ich s,.a ten tam tes , 

daß dle Erfmdung dort nicht patentiertworden ist. —
Mitgeteilt vom Patentanwaltsbüro Dr 

Berlin W. 50.
Oskar A r e n d t ,
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In d u s tr ie  Vorangestellt sind in jeder Fachgruppe die 
bezügl. Verbände mit ihren Vorständen und Mitgliedern 
dann folgt z. T. noch ein nach Orten geordnetes Ver’ 
zeichnis der betr. Fabriken bzw. Händler. Der 2. Teil um
faßt B a u m a t e r i a l i e n  u n d  B a u b e d a r f s a r t i k e l  
und ist nach Stichworten alphabetisch geordnet Der
3. Teil umfaßt S p e z i a l u n t e r n e h m u n g e n  f ü r  bes 
B a u a r b e i t e n  und ist nach Geschäftszweigen ebenfalls 
alphabetisch geordnet. Der 4. zugleich letzte und kürzeste 
Teil befaßt sich m it sonstigen, mit dem Baufach in mittel­
barem Zusammenhang stehenden Geschäftszweigen.

Soweit sich das Adreßbuch auf den Fachgruppen und 
Verbänden auf baut, scheint es ein zuverlässiges, wertvolles 
Adreßbuch zu sein. Nach welchen Gesichtspunkten die an­
deren Teile aufgebaut sind, ist nicht klar ersichtlich. Da 
auf den verschiedenen Gebieten jedenfalls zahlreiche 
Firmen fehlen, hat es den Anschein, als wenn die Auf­
nahme hier nur auf Wunsch (also gegen Bezahlung?) er­
folgt ist. Diese Teile können also auf Vollständigkeit 
keinen Anspruch erheben. —

Jahrbuch 1925/26 der Innung: Bund der Bau-, Maurer­
und Zimmermeister zu Berlin, zugleich ein Führer durch das
baubehördliche und baugewerkliche Groß-Berlin i. A. des 
Vorstandes bearbeitet vom Geschäftsführer der Innung mit 
amtlicher Förderung. Kl. 8° 272 S. Text. Berlin W 9, 
Selbstverlag der Innung. Preis brosch. 3 M. —

Das Buch enthält neben einigen Angaben über die Ent­
wicklung der Innung einige bautechnische und bauwirt­
schaftliche Artikel über die n e u e n  B e s t i m m u n g e n  
f ü r  E i s e n b e t o n b a u t e n  nach dem Stand der Neu­
bearbeitung im Sommer 1925 von Studienrat C. K e r s t e n ;  
über W ä r m e w i r t s c h a f t  i m B a u g e w e r b e  von Reg.- 
Bmstr. Studienrat K o p f e r m a n n ;  über H o l z a b m e s ­
s u n g e n  f ü r  d e n  H o c h b a u  in Groß-Berlin (vergl. 
unsere Ausführungen in Wirtschaftsbeilage Nr. 3); sowie 
Erläuterungen zur M e i s t e r p r ü f u n g s o r d n u n g  für 
das Maurer- und Zimmerhandwerk. Von allgemeinem Wert 
sind die Angaben über B a u b e h ö r d e n  so wie sonstige 
das Baugewerbe angehende Behörden und behördlichen 
Einrichtungen in Berlin; über B a u  v e r b ä n d e  und b au - 
f a c h l i c h e s  U n t e r r i c h t s w e s e n .  Außerdem ist 
dem Buch ein Bezugsquellennachweis beigegeben. Die 
übrigen Mitteilungen beziehen sich auf Mitgliederstand der 
Innung selbst und Ähnliches.

Die Veröffentlichung hat also auch über den engeren 
Kreis der Mitglieder hinaus W ert für die Angehörigen des 
Baufaches in Groß-Berlin. —

Das neue Postbuch 1925, Übersicht über die Gebühren­
tarife und Vorschriften des Post-, Telegraphen-, Fern- 
sprech- und Funkverkehrs (Postscheckverkehr und Luft­
post) für das In- und Ausland, Haftpflicht und Ersatz­
leistung der Postverwaltung nach dem heutigen Stande. 
Von K urt B e l l i n g ,  Ministerialamtmann. 247 Seiten. 
Berlin 1925. Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. Preis 
broschiert 3,50 M., in Halbleinen geb. 4,50 M. —

Das für die Handelswelt unentbehrliche Werk enthält 
nach dem neuesten Stande die Vorschriften des Post-, 
Telegraphen-, Fernsprech- und Funkverkehrs, die jeder­
mann im Verkehr mit der Post beachten muß. Besonders 
wird der Geschäftswelt der Überblick über die Versendungs- 
bedingungen für Postpakete und Potsfrachtstücke nach dem 
Auslande, über die Telegrammgebühren und den gesamten 
Postgeldverkehr (Postanweisungen. Postaufträge, Wert­
briefe, Nachnahmen), sowie über die Zollvorschriften von 
W ert sein, nachdem die Bestimmungen wieder einiger­
maßen feste Gestalt gewonnen haben. Ein besonderer Ab­
schnitt umreißt die Haftpflicht der Postverwaltung in be­
zug auf die ihr anvertrauten Sendungen. Soweit es sich 
bisher übersehen ließ, sind die Änderungen der Versen­
dungsbedingungen im internationalen Verkehr, die durch 
den Stockholmer W eltpostvertrag zum 1. Oktober bedingt 
werden, schon in den Text mit aufgenommen worden. —
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